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(3) Der Rechtsanwalt hat den Auftraggeber über Erfolgs­
aussichten und auf Befragen über die voraussichtlich ent­
stehenden Kosten zu informieren.

' §48
Pflicht zur persönlichen Auftragsübernahme

(1) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, den Auftrag selbst 
wahrzunehmen. Ist ihm dies nicht möglich, kann er mit Zu­
stimmung des Auftraggebers die Vertretung oder Verteidi­
gung einem anderen Rechtsanwalt übertragen.

(2) Der Auftraggeber kann in einer Rechtssache mehrere 
Rechtsanwälte beauftragen und bevollmächtigen.

*

§49

Pflicht zur Übernahme eines Auftrages
(1) Der Rechtsanwalt muß im gerichtlichen Verfahren die 

Vertretung einer Prozeßpartei oder die Verteidigung eines 
Beschuldigten oder Angeklagten übernehmen, wenn er als: 
Prozeß Vertreter beigeordnet oder als Verteidiger bestellt 
würde.

(2) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, die in dem Beratungs­
hilfegesetz' vorgesehene Beratungshilfe zu übernehmen. Er 
kann die Beratungshilfe im Einzelfall aus wichtigem Grunde 
ablehnen.

§ 50
Handakten des Rechtsanwalts

(1) Der Rechtsanwalt kann seinem Auftraggeber die Her­
ausgabe der Handakten verweigern,. bis er wegen seiner 
Gebühren und Auslagen befriedigt ist. Dies gilt nicht, soweit 
die Vorenthaltung der Handakten oder einzelner Schriftstücke 
nach den Umständen, insbesondere wegen verhältnismäßiger 
Geringfügigkeit der geschuldeten Beträge, gegen Treu und 
Glauben verstoßen würde.

{2) Der Rechtsanwalt hat die Handakten auf die Dauer von 
fünf Jahren nach Beendigung des Auftrages aufzubewahren. 
Diese Verpflichtung erlischt jedoch schon vor Beendigung 
dieses Zeitraumes, wenn der Rechtsanwalt den Auftraggeber 
aufgefordert hat, die Handakten in Empfang zu nehmen und 
der Auftraggeber dieser Aufforderung binnen sechs Monaten, 
nachdem er sie erhalten hat, nicht nachgekommen ist.

t
(3) Zu den Handakten im Sinne dieser Vorschrift gehören 

alle Schriftstücke, die der Rechtsanwalt aus Anlaß seiner 
beruflichen Tätigkeit von dem Auftraggeber oder für ihn er­
halten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Briefwechsel zwi­
schen dem Rechtsanwalt und seinem Auftraggeber und für 
die Schriftstücke, die dieser bereits in Urschrift oder Abschrift 
erhalten hat.

, (3) Im Versicherungsvertrag über die Berufshaftpflichtver­
sicherung kann vereinbart werden, daß sämtliche Pflichtver­
sicherungen bei der Erledigung eines einheitlichen Auftrages, 
wenn diese auf dem Verhalten des Rechtsanwalts oder einer 
von ihm herangezogenen Hilfsperson beruhen, als ein' Ver­
sicherungsfall gelten.

§ 53
Bestellung eines allgemeinen Vertreters

(1) , Der Rechtsanwalt muß für seine Vertretung sorgen,
1, wenn er länger als eine Woche daran gehindert ist, seinen 

Beruf auszuüben;
2. wenn er sich länger als eine Woche von seiner Kanzlei 

entfernen will.

(2) Der Rechtsanwalt kann den Vertreter selbst bestellen, 
wenn die Vertretung die Dauer eines Monats nicht über­
schreitet. In anderen Fällen wird der Vertreter auf Antrag 
des Rechtsanwalts von der Landesjustizverwaltung bestellt.

(3) Die Landesjustizverwaltung kann dem Rechtsanwalt 
auf seinen Antrag von vornherein für alle Behinderungsfälle, 
die während eines Kalenderjahres eintreten können, einen 
Vertreter bestellen. Vor der Bestellung ist der Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer zu hören.-

(4) Die Landesjustizverwaltung soll die Vertretung einem 
Rechtsanwalt übertragen. Die Vertretung kann einem in 
Ausbildung befindlichen geeigneten Rechtsanwaltsbewerber 
übertragen werden.

(5) In den Fällen des Absatz 1 kann die Landesjustizver­
waltung den Vertreter von Amts wegen bestellen, wenn der 
Rechtsanwalt es unterlassen hat, eine Maßnahme nach 
Absatz 2 Satz 1 zu treffen oder die Bestellung eines Vertreters 
nach Absatz 2 Satz 2 zu beantragen. Der Vertreter soll jedoch 
erst bestellt werden, wenn der Rechtsanwalt vorher auf gef or­
dert worden ist, den Vertreter selbst zu bestellen oder einen 
Antrag nach Absatz 2 Satz 2 einzureichen, und die ihm 
hierfür gesetzte Frist fruchtlos verstrichen ist. Der Rechts­
anwalt, der von Amts wegen als Vertreter bestellt wird, kann 
die Vertretung nur aus einem wichtigen Grund ablehnen. 
Über die Zulässigkeit der Ablehnung entscheidet die Landes-

. justizverwaltung nach Anhörung des Vorstandes der Rechts­
anwaltskammer.

(6) Der Rechtsanwalt hat die Bestellung des Vertreters in 
den Fällen der Absätze 2 und 3 dem Bezirksgericht, bei dem 
er registriert ist, anzuzeigen. In dem Fall des Absatz 5 ist auch 
der Vertreter verpflichtet, seine Bestellung dem Gericht an­
zuzeigen.

(7) Dem Vertreter stehen die anwaltlichen Befugnisse des 
^Rechtsanwalts zu, den er vertritt.

•• ; § 5i
Verjährung von Ersatzansprüchen

: Der Anspruch des Auftraggebers auf Schadenersatz aus 
dein zwischen ihm und dem Rechtsanwalt bestehenden У,егт 
tragsverhältnis verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt 
an, in dem der Anspruch entstanden ist, spätestens jedoch in. 
drei Jahren nach der Beendigung des Auftrages.

§52
• Berufshaftpflicbtversichernng ; -' "

(1) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, eine Berufshäftpflicht-' 
Versicherung zur Deckung der sich aus seiner Berufstätigkeit 
ergebenden Haftpflichtgefahren abzuschließen und die Ver­
sicherung während der Dauer seiner Zulassung . ;aufr 
rechtzuerhalten. Die Mindestversicherungssumme ' beträgt: 
500 000,—DM für jeden Versicherungsfall.

(gf Der Versicherungsvertrag ist nach Abschluß Tdüef 'litai- 
Falle der Beendigung, oder Kündigung sowie, der Verärideru'ij'g_4 

-der zuständigen Landesjustizbehörde v o r z u l e g e n . - - • • - 4  v
' V* * • *-V t: ^ •*

. (8) Die Bestellung kann widerrufen werden.

(9) Der Vertreter wird in eigener Verantwortung, jedoch im 
Interesse, für Rechnung und auf Kosten des Vertretenen 
tätig.

;fl0) Der von Amts wegen bestellte Vertreter ist berechtigt, 
:.die Kanzleiräume zu betreten und die zur Kanzlei gehörenden 
Gegenstände einschließlich des der anwaltlichen Verwahrung 
Unterliegenden Treugutes in Besitz zu nehmen, herauszuver­
langen und hierüber zu verfügen. An Weisungen des Vertre­
tenen ist er nicht gebunden. Der Vertretene darf die Tätigkeit 
seines Vertreters nicht beeinträchtigen. Er hat dem von Amts 
wegen bestellten Vertreter eine angemessene Vergütung zu 
zahlen,, für die Sicherheit zu leisten ist, wenn die Umstände 
es erfordern. Können sich die Beteiligten über die Höhe der 

•Vergütung oder über die Sicherheit nicht einigen oder wird 
die. geschuldete Sicherheit nicht geleistet, setzt der Vorstand 
der.'Rechtsanwaltskammer auf Antrag des Vertretenen oder 
des' Vertreters die Vergütung fest. Der Vertreter ist befugt, 

•Vorschüsse auf die vereinbarte oder festgesetzte Vergütung zu 
.entnehmen. Für die festgesetzte Vergütung haftet die Redhts- 
• tjmyälfSkarnmer wie ein Bürge.


